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In Sachen

Vor1ünüot Ätl;f "

am 28_ HOVember 1963 I
_ oooooonoaeooooooooouoooooooooooocoooooöoooo°u

Klagor‘n ur1o Revisiongklägerin,

” g @ gie n

Beklagte und Bevio1onsboklagte.

hat der 12.
sonat

des
Bundeséozia

lvoriobts auf.

äie mündliche Vorh 1ndlung vom 28. November 1963.
an der m1tp»w1rkt haben " ’ * “ "

"Senat3präsident R a a o t €ff71'

__
_1* als Vorsitzender, f"

„„_ _-5Bundes
richt9r ' Dr. D a p p r i o h_ und

Bundesriohter M-e l l w i t zi;
als weitere Berufsriohter,

undfBundessozialriohter K ö h 1 @

Bundessoziolriohtor B o g a t
318 ehrenamtliche Riohter‚__

N
_für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayorisohen Landosoozialgeriohts vom 13. März

1962 wird als unzulässig verworfen.

AußergériChtliche Kosten sind nicht zu er—.
St3tt0no I“WW■W”%Ü'°üÖ ü‘■"

fV o n R e c h t s w e @e_n.
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Im September 1957 beantragte die Klägerin bei der Be—

klagten Rente wegen Berufsunfähigkeito Es sind.ausweis—
lich der Quittungskarte Nr° 2_für_24 Wochen Pflichtheie

träge im Jahre 1951 und seitdem nur freiwillige Beiträge
für die Klägerin in der erbeiterréntenversioherung ent»
richtet.wordeno Die Klägerin gab ferner

an, es sei eine—

Quittungskarte Nr„ 1 im Jahre 1926 oder 1927 ausgestellt

worden,_aber verlorengegangeno Diese Quittungskarte
habe sie damals einer Firma Fritz Matrrr=übergeben und

nicht mehr zurückerhalteno Für diese firma habe sie

etwa ein halbes Jahr lang als Filetstopferin in Heimar—

beit gearbeitet„ — Die Beklagte lehnte durch Bescheid

vom 9° April 1958 den Rentenantrag der Klägerin ab, weil

äie ■artezeit nicht erfüllt sei„ Für die wartezoit seien

insgesamt nur 24 Woohenbeiträge, und zwar die in der
Quittungskarte Nr° 2 enthaltenen ?fliohtbeiträge, an—

rechenbar° Eine weitere beitragsleistung auf Grund von
-Versiéherungspflicht sei weder bewiesen noch glaubhaft
gemacht° Zur freiwilligen Weiterversicherung sei die

Klägerin nichtbbereohtigt gewesen, weil die dafür erfor—
derlichen 26 Woohenbeiträge auf Grund versioh-rungs—

pflichtiger Beschäftigung nicht entrichtet worden seieno

Die freiwilligen Beiträge könnten auch nicht als Selbst—

versicherungsbeiträge angesehen werden, weil äie Klä—

gerin die Weiterversioherung erst nach Vollendung ih—

res 40° Lebensjahres begonnen habe° Die freiwilligen

Beiträge seien daher rechtsunwirksam und würden“bean—‚

standet°

Mit der_hiergegen erhobenen Klage hat die Klägerin gel—

tend gemacht; sie habe im Jahre 1923 oder 1924 einige
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Ronate Heimarbeiten für eine Firma Otto Schäwsisws3eleisteto

Befür sei die Quittungskarte Nrt 1 ausgestellt wordeno Sehe?mm

*frhahe die Quittungskarte seinerzeit_erhalten, sie aber ihr

nicht wieder ausgehändigto

.._.‚\___i..—"L' G
) Sozial3ericht (SG) hat die Beklagte antragsgemäßunter

Aufhebung des angefochtenen Bescheides verurteilt, der Kla—
gerin Rente wegen Berufsunfähigkeit seit dem 10 August 1957

zu gewähreno Ruf die Berufung der Beklagten hat das Landes—
sozialgeriCht (rse} das Urteil des se aufgehoben und die
Klage abgewiesen. Es hat dazu im wesentlichen ausgeführt:

Ein „„nuenan5\ruch der Klägerin sei nicht ge3eheno Die War—
ten eit sei mit den anrechenbaren Beiträgen nicht erfüllto

Die in der Quittungskarte Nr„ 3 seit 1951 entrichteten zehn

fi uilli3en Beiträge seien von der Beklagten zu Recht been;

stendet norden und daher rechtsunnirksam° Die Voraussetzungen

£ür die freiwillige weitervereicherunö nach 9 1244 der Reich

versielme un3s ordnung (RVO) aF seien nicht erfüllt geweseno
_F■r die Klägerin seien anstelle der dafür erforderlichen 26

Kochenheiträge nur.2é üochenbeiträge auf Grund Versicherun3sw

pflicht in der Quittungskarte l1r° 2 nach3exvieseno Weitere

rilicht beitragsseiten könnten nicht unterstellt werden° Die

Klägerin'habe zwar in den Jahren 1923 und 1924 Heimarbeiten

als Filetst0pferin für eine Firma Kurt Otto Son-■—rerever—

richtet; die Dauer des Beschäftigungsverhaltnisses könne den
5933159H Umständen nach mit etwa einem halben Jahr angenommen

&&erden° Da m1t sei aber keineswegs der Rachweis einer Beitrags—

listun3erhracht° Die Klägerin, die auch die Zeugen, könnten

über eine tatsächliche Reitre agsentrichtung keine Angaben macheno

Die "ä„0r*n habe selbst einreumen müssen, daß sie die angeb—on..-

lich verlorene 131uuun skarte Nr° 1 nach pbs chi uß des BeSChäf—

t1run wem : ltnieses licht ausgefelgt und für die lets ten

Stücke niclt einmal mehr Lohn erhalten habe° Hieraus könne—n-u:..i.

n...-o.. HJ

_nicht‘3eochioesen werden, daß es sich bei der Firma 8Ch%”£m■ “
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um ein seriöses Unternehmen gehandelt habe, das seinen

Verpfiichtungen in jeder Hinsicht nachgekommen sei, zu—
mal offenbar nicht einmal bekannt gewesen sei, wer hinter

den in einer Gaststätte vergebenen und entgegengenommenen

Heimarbeiten gestanden habe, Weiterhin sei zu berücksich—

tigen, daß die Beschäftigung nahezu ausschließlich in der

lnflütionsZeit ausgeübt worden sei, also in einer-zeit,

wirtschaftlicher Umwälzung, in der auch die Kontrollmöglich—

keiten beschränktg 'ewesen seien, Zudem könnten in der__?
Schlußphase der Inflation auch die Angaben der Klagcrin Uber-_

ei nen ürbeitslohn von 20,— ker wocheni;lich nicht zutrei— "€

fen, Bei der üblichen Stückentlohnung habe es sich auch

regelmäßig um schwankende Bezüge gehandelt, Unter diesen_

Umständen könne die Ausstellung der Quittungskarte Nr, 1

mit dem Eintrag ”Stickerin" eine tatsächlich erfolgte Bei—

tragsleistung nicht beweisen; dies um so weniger, als im

Quittungskartenverzeichnis der Gemeinde Heroldsbach in der
Ausstellungsrubrik der Quittungskarte Nr, 1 vermerkt sei,

daß die Karte angeblich verloren sei und bereits damals —

zu einer Zeit, als die Bewei$mittel noch zugänglich gem

wesen seien — ein Erstattungsantrag nicht gestellt werden

sei, — EbensoWenig könne die behauptete Beitragsleistung

auf Grund der Verordnung vom 3, März 1960 (BGBl I 137) als

glaubhaft angesehen werden, Auch im Rahmen der Verordnung
könne nicht allein auf das BeschaitigunssVerhaltnis abgee

tellt werden; es müsse die Beitragsleistung selbst glaub—

Beiträgen hier nichthaft sein, wenn auch die abführung vohi

gänzlich auszuschließen sei, so beständen doch so erhebli—

che sachliche Bedenken, daß die Beitr% sleistung nicht als

überwiegend_wahra cheinlich angesehen \erden könnc,_ ; '

Gegen dieses
ihrem Iroze£bevollmächtigten an 25, April 1962-Ü3

angestellte Urteil hat die Klägerin durch ihren Brozeßbe—

vollmächtigten mit Schriftsatz vom 22, Mai 1962, eingegangen

beim Bundessoznlgericht (BSG) am 23, hai 1962, Revision

?-5.4
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eingelegt und diese mit Schriftsatz v0m 18‚ Juni 19629

eing11“cn nein BSG am 22° Juni 1962, begründet°

„81 me nt geltend, nach der Verordnung vom 3„ März 1960e ch

(BGBl I 137) sei der‘überwiegend wehrscheinliche“■achweis

einer Eeitregsleietung nicht erforderlich° Es genüge viel—

mehr die bloße ver„utcng für eine „e1trebsentrichtung‚ die

hier nicht ausgeschlossen werden könne° Das Arbeitsverhält—

nis werde unterstellto Bereus ergébe.sich aber zwangsljfjufig‚

"eeß auch die ge1trceenahlung durch den Aroeitgeoer unter—

stellt werden könne bzw° als bewiesen zu betrachten ee1„

Die-h1äge‚ rin ceantreigt sinngemäß,

des eng
efcchtené Urteil auiäuh ben und die

Berufung der Beklagten ggegendas Urteil des
BG zurück1uweisen9 „ _ _ _

hilfeweise?

die Seche an des
Bern1ungsgéricht

zurück— «;»
3nverweisenom-Qx. g,„_„„_„„„„_ 34_; ”"

Die Beklagte beeantra
et

.die Revision als unc*cttheft zu ve werfen,

hilfsv.eise, ! _-

die Revision als unbegründet zurückzuweisen;

Sie meint; die Revisionsbegründung enthalte keine Verfahrens—
rüge 1080 des % 162 1 so 1 Nro 2 des SozialgerichtsgeSetzcs
(SGG)‚ So daß die vorn Beeru fung sgericht nicht zugelassene Re—

vision-nicht stettheft wei Des‚engefochtene Urteil sei auch

sachlich zutreffend

119

Die form— und frist1erecht eingelegte und begründete Revi—

sion ie t nicht stattheit„.
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Ba das Berufungsgericht die Revision nicht gemäß 9 162

abs, 1 Nr, 1 SGG zugelassen hat und die Nr, 3 des 5 162

Abs, 1 SGG im vorliegenden Zusammenhang nicht in Betracht-
kommt, wäre die Revision nur — nach 5162«Abs° 1 Nr, 2 SGG L

statthaft, wenn ein wesentlicher verfahrensmangel gerügt
wäre und vorläge (BSG 1, 150; 1, 254), Das ist jedoch nicht

der Falloi

Die Klägerin rügt dem Sinne nach, das Berufungsgericht habe

die Grenzen seines Rechts zur
freien Beweiswürdigung (% 128

SGG) dadurch überschritten, daß es eine Beweiswurdigung'

vorgenommen habe, obwohl für eine solche kein Raum sei, da

eine gesetzliche Beweisregel bestehe, Es habe nämlich das

von ihr — der Klägerin —behauptete Beschäftigungsverhält—
nis als Heimarbeiterin in den Jahren 1923 und 1924 als er—

wiesen betrachtet und trotzdem eine Beitragsentrichtung

weder für erwiesen noch für glaubhaft gemacht angesehen,

obwohl nach der Verordnung über die Feststellung von Lei—

stungen aus den gesetzlichen Rentenversicherungen bei vor—
]orenen, zerstörten, unbrauchbar gewordenen oder nicht er—
reichbaren Versicherungsunterlagen vom 39 März 1960 (3GBl

l 137) eine gesetzliche Beweisregel des Inhalts beste e,

daß dann, wenn eine Beschäftigung glaubhaft gemacht sei,

auch eine entsprechende Beitragsentrichtung angenommen wer—
den müsse,

_Eine solche Beweisregel ist der Verordnung jedoch zum min—

desten für Fälle, in denen Beiträge im Markenverfahren

zu entrichten sind, nicht zu.eninohmono

@1 Abs; 1 der Verordnung bestimmt für den Fall des Ver—
lustes von Versicherungsuntérlagen, daß es für die fest—

stellung der rechtserheblichen Tatsachen, zu deren Nach—

weis die Versicherungsunterlagen dienen, genügt, daß diese

Tatsachen glaubhaft gemacht sind° Rechtserhebliche Tatsache

„7
;„_
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i„3„ dieser torschrif t is t in einem Falle wie dem vorlie—

genden die behauptet e Heitregsentrichtung durch Verwendung

von 101L1 gsmerken„ Die verlorengege ngene Quittungskarte

Hr° 1 sol"1 Pi111chtheiträge enthal ten heben, die auf Grund

der Beschäftigung der Klägerin als Heimerbeiterin in den

Jahren 1923/1924 entrichtet werden sein sollen„ Für die

Entrichtung von Pflichtbeiträgen galt zu jener Zeit das

Herk0nverfshren (95 1428, 1445 EVO aF)„ Pflichtheiträge
waren d„:nach nur dann rechtswirksam entrichtet, wenn die

en sprechenden Beitreosmarken ordnungsgemäß in der Quit—

tungsksrte verwendet weren° Die Quittungsksrte Hr° 1 dien—

te mithin dem Nachweis von Anzahl und Art der darin ver—

wendeten Beitragsmerken, also dem Nachweis der auf diese

Heise vorgenommenen Beitrs gsentriehtunv„ Diese ist nach

9 1 nbs„ 1-dsr Verordnungc allerdiny gs lediglich glaubhaft

zu machen„ In einem solchen Fe1le wird auf Grund der Er—

fehrungststsache, daß die Arbeitgeber ihre Pflicht zur

Heitr eaentr1chtunc in den meisten Fällen erfü.llen, in

oer Regel denn, wenn eine versicherungs pflichtige ne„01■i—

tigung vorrge legen hat, die ents rcchcnde {orienoung von

r11„rn'srsrkcn luU" nit sein° Im Sinne einer gese„zlienen

„e„rlsrc"cl vorgeschrieben ist ein solo her schluß von der

versicherungspilichtigen Beschäftigung auf die Verwendung

von Eeitre gemerken jed.och durch 9 1 der Verordnung nicht°

Oh äusführungen in der amtlichen Begrundung_der Verordnung

'etwa eine andere Auffassung des Verordnungsgehers'endeixten9

kann dehinstehen, da eine solche Auffassung jedenfalls im

1Tortlaut des @1 nicht zum Ausdruck gekommenwäre und d.es—
h;1h bei der Aus legung dieser Vorschrift uneeschtet oleioen
„alle '.l'ütferf■*m 119 1269129

..L ;
1), 268)0

AU£1 dem 5 2 der Verordnung ist eine solche Beweisreoel

nicht zum ntnehmen„ Diese Sondervorschrift bezieht sich

lediglich auf Fälle, in denen mit 1ücksicht auf sie Höhe

des Entgelts keine VersicherungSpflicht bestand„ und for—
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dert in ihnen auch für den Fall der Glaubhaftmaohung der
Beschäftigung sogar den @agbyg}g der Beitragsentriohtung
(zu vergl° Bayern LSG in Breith° 1962 So 1005; $erbKomm„9

60 Auflo, Anm° 1 zu 5 2 der Verordnung vom 30 märz 1960;
Merkle/Miohel‚'Fremdrenten— und Auslandsrenten—Nenregelungs4

"gesetz, Anne 1 zu @“2 der genannten Verordnung)o

Greift nach alledem die von der-Klägerin erhobene Verfah—

rensrüge, die äie Revision statthaft machen soll‚ nicht

durch5_so mußte die Revision nach @ 169 SGGals unzulässig
. ‚.

-.-£‘
999

Verho1len werdeno

Die Kostenentsoheidung folgt aus_ä 193 SGG„
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